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Inhalt: Schiedsmannsordnung, S. 321. — Geſetz, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen zur 
Deutſchen Civilprozeßordnung und Deutſchen Strafprozeßordnung, S. 332. 


(Nr. 8642.) Schiedsmannsordnung. Vom 29. März 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen zt. 1% 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, Pr" 9 G 


was folgt: v 


Erſter Abſehnitt. 
Das Amt der Schiedsmaͤnner. 


H. 1. 

Zur Sühneverhandlung über ſtreitige Rechtsangelegenheiten iſt für jede 
Gemeinde ein Schiedsmann zu beſtellen. Kleinere Gemeinden 91 mit e 
Gemeinden zu einem Schiedsmannsbezirke vereinigt, größere Gemeinden in meh: 
rere Bezirke getheilt werden. 

Selbſtſtändige Gutsbezirke werden den Gemeinden gleichgeachtet. 

Die Abgrenzung der Bezirke erfolgt: 

1) in denjenigen Städten, in welchen ein kollegialiſcher Gemeindevorſtand 

vorhanden iſt, durch dieſen, in den übrigen durch den Bürgermeiſter; 

2) für die Landgemeinden durch die Kreisvertretungen, in der Provinz 

Hannover und in den Hohenzollernſchen Landen durch die Amtsver— 
tretungen. 5 
$. 2. 


Das Amt des Schiedsmanns iſt ein Ehrenamt. Zu demſelben iſt nicht 9 


zu berufen: 
1) wer das dreißigſte Lebensjahr nicht vollendet hat; 
2) wer nicht in dem Schiedsmannsbezirke wohnt, für welchen die Beru⸗ 
fung erfolgt; 5 
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3) wer in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung die Befähigung zur Be— 

kleidung öffentlicher Aemter verloren hat; 

4) wer in Folge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ſein Ver⸗ 

mögen beſchränkt iſt. 

Staatsbeamte und beſoldete Beamte der Kommunal“ oder Kirchenverwal⸗ 
tung bedürfen zur Uebernahme des Amts der Genehmigung ihrer zunächſt vor⸗ 
geſetzten Behörde. 

$. 3. 

In denjenigen Gemeinden, welche für ſich Einen Schiedsmannsbezirk oder 
mehrere Schiedsmannsbezirke bilden, erfolgt die Wahl der Schiedsmänner durch 
die Gemeindevertretung (Verſammlung der Stadtverordneten, der Repräſen⸗ 
tanten, der Bürgervorſteher, der Gemeindeverordneten „„ der Bürgerausſchußmit⸗ 
glieder, der Gemeindeausſchußmitglieder), wo eine gewählte Gemeindevertretung 
nicht beſteht, durch die Gemeindeverſammlung, in ſelbſtſtändigen Gutsbezirken 
durch den Gutsvorſteher. 

Für die aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten Schiedsmannsbezirke 
werden die Schiedsmänner durch die Kreisvertretungen, in der Provin 5 
nover und in den Hohenzollernſchen Landen durch die Amtsvertretungen gewählt. 

Die Wahl erfolgt auf drei Jahre. Bis zum Amtsantritte des Neu⸗ 
gewählten bleibt der bisherige Schiedsmann in Thätigkeit. 


$. 4. 


Die zu Schiedsmännern Gewählten bedürfen der Beſtätigung durch das 
Präſidium des Landgerichts, in deſſen Bezirk ſie ihren Wohnſitz haben. 


$. 5. 
Die Schiedsmänner werden bei dem Amts erichte ihres Wohnſitzes auf 
Hr 1 ihrer Obliegenheiten eidlich verpflichtet. Der Eid wird dahin 
geleiſtet: 
(Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, die 
Pflichten eines Schiedsmanns getreulich zu erfüllen, ſo wahr mir 
Gott helfe.“ 
Iſt ein Schiedsmann Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, welcher das Geſe 
den Gebrauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, 0 
wird die Abgabe einer Erklärung unter der Betheuerungsformel dieſer Religions- 
geſellſchaft der Eidesleiſtung gleichgeachtet. 
Im Falle der Wiederwahl eines Schiedsmanns genügt die Verweiſung auf 
den von ihm bereits geleiſteten Eid. 


$. 6. 


Die Schiedsmänner haben bei Ausübung ihres Amts die Rechte der 
Beamten. 


EB. 


8.77. 

Das Recht der Aufficht über einen Schiedsmann fteht zu: 

1) dem Juſtizminiſter hinſichtlich ſämmtlicher Schiedsmänner 

2) dem Oberlandesgerichts-Präſidenten hinſichtlich der in dem Oberlandes⸗ 

gerichtsbezirk 5 Schiedsmänner; 

3) dem Präſidenten des Landgerichts hinſichtlich der in dem Landgerichts⸗ 

. Elan urn 1 nee, An ann U Ar A wich rund 

In dem echte der Aufſicht liegt die Befugniß, die ordnungswidrige Aus- Hnr. eie 
führung eines Schiedsmannsgeſchäftes zu rügen. 

eſchwerden, welche den Geſchäftsbekrieb oder Verzögerungen betreffen, 

werden im Aufſichtswege erledigt. 


$. 8. 
Zur Ablehnung oder n A des Amts eines Schiedsmanns vor 
Ablauf der Wahlperiode berechtigen folgende Entſchuldigungsgründe: 
1) das Alter von ſechszig Jahren; 
2) die Verwaltung des Schiedsmannsamts während der voraufgegangenen 
drei Jahre; 
3) anhaltende Krankheit; 
4) Geſchäfte, die eine lange oder häufige Abweſenheit vom Wohnorte mit 
ſich bringen; 
5) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamts; 
6) ſonſtige beſondere Verhältniſſe, die nach billigem Ermeſſen eine gültige 
Entſchuldigung begründen. 
Ueber die Befugniß zur Ablehnung wird von der Körperſchaft, welche die 
Wahl des Schiedsmanns bewirkt, und über die Befugniß zur Niederlegung vom 
Präſidium des Landgerichts endgültig entſchieden. 


. 9. 


Ein Schiedsmann iſt ſeines Amtes zu entheben, wenn Umſtände eintreten 
oder bekannt werden, bei deren Vorhandenſein die Berufung nicht erfolgen ſoll. 
Er kann auch aus anderen erheblichen Gründen ſeines Amtes enthoben werden. 

Die Enthebung vom Amte erfolgt durch den Erſten Civilſenat des Ober- 
landesgerichts, in deſſen Bezirk der Schiedsmann ſeinen Wohnſitz hat, nach 
Anhörung des Betheiligten. 

$. 10. 

Wer ſich ohne einen der im $.8 enthaltenen Entſchuldigungsgründe 
weigert, das Amt des Schiedsmanns zu übernehmen oder das übernommene Amt 
während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer zu verſehen, kann für einen 
Zeitraum von drei bis ſechs Jae der Ausübung n auf Theilnahme 
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an der Vertretung und Verwaltung ſeiner Gemeinde für verluſtig erklärt und 
um 7¼ bis ½ ſtärker als die übrigen Hing e zu den Gemeinde⸗ 
abgaben herangezogen werden. Die Beſchlußfaſſung hierüber ſteht der Gemeinde⸗ 
vertretung (F. 3) zu; der Beſchluß bedarf der Genehmigung der der Gemeinde 
vorgeſetzten Behörde. 

Beſitzern ſelbſtſtändiger Gutsbezirke kann in dem vorgedachten Falle durch 
den Kreisausſchuß eine Erhöhung der Kreisabgabe um ½ bis ¼½ auf drei bis 
ſechs Jahre auferlegt werden. 11 

H. 11. 


Jeder Schiedsmann erhält einen Stellvertreter. Die Stellvertretung kann 
dahin A werden, daß beſtimmte Schiedsmänner ſich aged vertreten. 
ei vorübergehender Behinderung oder gleichzeitiger Erledigung des Amtes 
des Schiedsmanns und des Stellvertreters iſt die Aufſichtsbehörde ermächtigt, die 
einſtweilige Wahrnehmung der Geſchäfte einem benachbarten Schiedsmanne oder 
Stellvertreter zu übertragen. 
Auf die Stellvertreter finden die $$. 2 bis 10 entſprechende Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Suͤhneverhandlung über bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


$. 12. 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten findet eine nn il e be nur über 
vermögensrechtliche Anſprüche ſtatt. Der Schiedsmann hat ſich der Sühnever⸗ 
handlung auf Antrag einer oder beider Parteien zu unterziehen. Zur Stellung 
dieſes Antrages iſt keine Partei verpflichtet. 

In Rechtsſtreitigkeiten, deren Entſcheidung den Auseinanderſetzungsbehörden 
zuſteht, findet eine Sühneverhandlung durch Schiedsmänner nicht ſtatt. 


§. 13. 
Für die Sühneverhandlung iſt der Schiedsmann zuſtändig, in deſſen Bezirk 
der Gegner des Antragſtellers feinen Wohnſitz hat. c 
Een an ſich unzuſtändiger Schiedsmann wird jedoch durch ausdrückliche 
oder ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien zuſtändig. b 
F. 14. 
Zu einer amtlichen Thätigkeit außerhalb feines Amtsbezirks iſt der Schieds- 
mann nur im Falle der Stellvertretung (F. 11) befugt. 
| $. 15. 
Der Schiedsmann ift von der Ausübung feines Amtes kraft Geſetzes aus— 
geſchloſſen: 
1) in Sachen, in welchen er ſelbſt Partei iſt oder in Anſehung welcher 
er zu einer Partei in dem Verhältniß eines Mitberechtigten, Mit⸗ 
verpflichteten oder Regreßpflichtigen ſteht ; 
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2) in Sachen ſeiner Ehefrau, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht 

3) in Sachen einer Perſon, mit welcher er in gerader Linie verwandt, 
verſchwägert oder durch Adoption verbunden, in der Seitenlinie bis 
zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert 
iſt, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerſchaft begründet iſt, 
nicht mehr beſteht 

4) in Sachen, in welchen er als Prozeßbevollmächtigter oder Beiſtand 
einer Partei beſtellt oder als gegellicher Vertreter einer Partei aufzu⸗ 
treten berechtigt iſt oder geweſen iſt. 


$. 16. 

Der Schiedsmann ſoll die Ausübung ſeines Amtes ablehnen: 

1) wenn er der Sprache der Parteien nicht mächtig iſt ; 

2) wenn zur Gültigkeit der Willenserklärung der Parteien dem Gegen⸗ 
ſtande nach die gerichtliche oder notarielle Form ausſchließlich er— 
fordert wird; 

3) wenn die Parteien dem Schiedsmanne nicht bekannt ſind und auch 
nicht nachweiſen können, daß fie diejenigen find, wofür fie ſich aus⸗ 
geben; 

4) wenn Bedenken gegen die Gefchäfts- oder Verfü arten e der 
Parteien oder gegen die Legitimation der geſetzlichen Vertreter derſelben 
beſtehen; 

5) wenn eine Partei blind oder taubſtumm iſt; 

6) wenn eine Partei taub oder ſtumm iſt und mit derſelben eine ſchrift⸗ 
liche Verſtändigung nicht erfolgen kann. 


8.17: 
Der Schiedsmann kann die Ausübung feines Amtes ablehnen: 
1) Per: Zuſtändigkeit lediglich auf der Vereinbarung der Parteien 
eruht 
2) wenn ihm die ſtreitige Angelegenheit zu weitläufig oder zu ſchwierig 
erſcheint. 
Beſchwerde gegen die Ablehnung findet nicht ſtatt. 


§. 18. 
Die Vertretung der Parteien durch Bevollmächtigte iſt unzuläſſig. Ge⸗ 


meinden und Korporationen dürfen ſich jedoch durch Bevollmächtigte aus ihrer 
Mitte vertreten laſſen. ia 


Beiſtände der Parteien, mit Ausnahme der Beiſtände von a welche 
des Leſens oder Schreibens nicht mächtig ſind, können vom Schiedsmanne in 
jeder Lage der Verhandlung zurückgewieſen werden. 
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$. 20. 


Der Antrag auf Sühneverhandlung kann bei dem Schiedsmanne ſchriftlich 
eingereicht oder b zu Protokoll gegeben werden. Derſelbe muß den Namen, 
Stand und Wohnort der Parteien, eine allgemeine Angabe des Gegenſtandes 
der Verhandlung und die Unterſchrift des Antragſtellers enthalten. 


$. 21. 


Der Schiedsmann vermerkt auf dem Antrage oder einer Anlage deſſelben 
Zeit und Ort des Termins zur Verhandlung unter Androhung der Strafe für 
ee Ausbleiben (F. 22) und übergiebt das Schri fc dem Antrag⸗ 
ſteller zur Behändigung an den re oder läßt dieſem das Schriftftüd — 
el entſprechender Benachrichtigung des Antragſtellers — in zuverläſſiger Weiſe 
zuftellen. 


. 22. 


Eine Partei, welche vor dem zuſtändigen Schiedsmanne in dem anberaum- 
ten Termine nicht erſcheinen will oder kann, muß ſolches ſpäteſtens an dem dem 
Terminstage vorhergehenden Tage bei dem Schiedsmanne anzeigen. 

Iſt eine ſolche Anzeige nicht erſtattet, ſo kann der Schiedsmann gegen die 
im Termine ausgebliebene Partei eine Hetdſtra e von fünfzig-Pfennigen bis zu 
i A 
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feſtſetzen. 
Beſchwerden gegen die Feſtſetzung werden im Aufſichtswege erledigt. 


6. 23. 


Die Verhandlung der Parteien vor dem Schiedsmanne iſt eine mündliche. 
Der Schiedsmann hat Sorge zu tragen, daß dieſelbe ohne Unterbrechung zu 
Ende geführt werde, erforderlichenfalls hat er den Termin zur Fortſetzung der 
Verhandlung ſofort zu beſtimmen. 


. 24. 


Der Schiedsmann kann im Ei ändni 
Sachverſtändige, welche freiwillig vor ihm erſchienen ſind, hören. 

Zur Beeidigung eines Zeugen oder Sachverſtändigen und zur Abnahme 
eines Parteieides iſt der Schiedsmann nicht befugt. 


ien Zeugen und 


$. 25. 


Kommt ein Vergleich zu Stande, ſo iſt derſelbe zu Protokoll feftzuftellen. 

Das Protokoll wird in der Sprache der Parteien, und wenn nur eine 
Partei der deutſchen Sprache mächtig iſt, in dieſer und der fremden Sprache 
aufgenommen. 


| . 

Das Protokoll enthält: 

1) den Ort und die Zeit der Verhandlung; 

2) die Namen der erſchienenen Parteien, geſetzlichen Vertreter, Bevoll⸗ 
mächtigten und Beiſtände, ſowie die Angabe, wie dieſelben ihre Legiti⸗ 
mation geführt haben; 

3) den Gegenſtand des Streits; 

4) die Verabredung der Parteien. 


Kommt ein Vergleich nicht zu Stande, ſo hat der Schiedsmann hierüber 
einen kurzen Vermerk aufzunehmen. 


$. 26. 


Das Protokoll iſt den Parteien vorzuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen. 
25 1 Protokolle iſt zu bemerken, daß dies geſchehen und die Genehmigung 
erfolgt ſei. 


$. 27. 


Das Protokoll iſt von den Parteien und dem Schiedsmanne durch Namens— 
unterſchrift zu vollziehen. 

Jede Partei, welche nicht unterſchreiben kann, muß einen Beiſtand wählen, 
welcher für ſie die Verhandlung mit ſeiner Namensunterſchrift vollzieht oder die 
von ihr beigefügten Handzeichen beglaubigt. Der Schiedsmann hat dabei zu 
vermerken, von welcher Partei und aus welchem Grunde die eigenhändige Unter- 
ſchrift unterblieben iſt. 


$. 28. 


Die Protokolle werden der Zeitfolge nach in ein ausſchließlich dazu be— 
mr Buch (Protokollbuch) eingeſchrieben und mit einer fortlaufenden Nummer 
verſehen. 

Vollgeſchriebene Protokollbücher ſind an das Amtsgericht, in deſſen Bezirk 
der Schiedsmann wohnt, zur Aufbewahrung abzugeben. 


$. 29. 


Die Parteien oder deren Rechtsnachfolger erhalten auf Verlangen Abſchrift 
oder Ausfertigung des Protokolls. 


F. 30. 


Die Ausfertigung beſteht aus der mit dem Ausfertigungsvermerke verſehenen 
Abſchrift des Protokolls. 

Der Ausfertigungsvermerk muß die Angabe des Orts und der Zeit der 
Ausfertigung und die Bezeichnung Desjenigen, für welchen die Ausfertigung 
ertheilt wird, enthalten und mit der Unterſchrift und dem Amtsſiegel des Schieds— 
manns verſehen ſein. 
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. 31. 


Die Ausfertigung wird von dem Schiedsmanne ertheilt, welcher die Urſchrift 
des Protokolls verwahrt. Derſelbe hat vor der Aushändi ung auf der Urſchrift 
des Protokolls zu vermerken, wann und für wen die Ausfertigung ertheilt wor⸗ 


n iſt. 

Befindet ſich das Protokollbuch in der Verwahrung des Amtsgerichts 

(F. 28), jo wird die Ausfertigung von dem Gerichtsſchreiber deſſelben ertheilt. 
$. 32. 

Aus den vor einem Schiedsmanne geſchloſſenen Vergleichen findet die ge— 
richtliche Zwangsvollſtreckung ſtatt. 

Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus notariellen Urkunden finden hierbei entſprechende Anwendung. 

Sn den Fällen der $$. 664, 665 der Deutſchen Civilprozeßordnung iſt die 


vollſtreckbare Ausfertigung nur auf Anordnung des Amtsgerichts zu ertheilen, in 
deſſen Bezirke der Schiedsmann den Wohnſitz hat. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Suͤhneverhandlung uͤber Beleidigungen und Köͤrperverletzungen. 
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graphen enthaltenen Abweichungen entfprechende Anwendung. 


$. 35. 

Soweit nach-der-Vorſeheift-des-F-420-Der-Deutfchen-Strafprozeßerdnung 
vor Erhebung der Privatklage ub werden, e nachgewieſen werden muß, 
daß die Sühne erfolglos verſucht worden, iſt für dieſen Vergleichsverſuch der 
Schiedsmann, in deſſen Bezirk der Beſchuldigte wohnt, ausſchlie lich zuſtändig. 
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aus den in $ Nr. 3 bis 6 und $. 17 Nr. 2 angegebenen Gründen nicht 
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ö A Ye | 
Er hat, wenn bei einer Partei einer der im F. 16 Nr. 3 bis 6 angege⸗ 


benen Umſtände vorliegt, dies in dem Protokolle zu vermerken. Gegen eine 
— 3 Dr findet die Zwangsvollſtreckung aus einem aufgenommenen Vergleiche 
1 att. 


b. 37. 


Die Ladung zu der . ng erfor · 
ü Sühneverhandlung iſt den Parteien durch den Schiedsmann oder in 
anderer zuverläſſiger Weiſe zuzuſtellen. 
Erſcheint der aaa 15 er in dem Termine nicht, fo findet eine Sühnever⸗ 
handlung nicht ftatt. ſcheint der Beſchuldigte nicht, fo wird angenommen, 
daß er Mh auf die Sühneverhandlung nicht einlaffen wolle. 


$. 38. 
Eine Beſcheinigung über die Erfolgloſigkeit des Sühneverſuchs kann nur 


ertheilt werden, wenn der Antragſteller im Termine erſchienen iſt. 

Die Beſcheinigung muß mit der Anterſchrift und dem Amtsſiegel des 
Schiedsmanns ischen ſein. Sie ſoll die Angabe der Zeit der Beleidi ung 
an Anbringung des Antrags, ſowie des Orts und der Zeit der Ausſtellung 
enthalten. 

Ueber die Verhandlung und die Ausſtellung der Beſcheinigung hat der 
Schiedsmann im Protokollbuche einen Vermerk aufzunehmen. 


$. 39. 
Für Privatklagen gegen Studirende kann der Juſtizminiſter im Einver⸗ 
ſtändniſſe mit dem Minister der geiſtlichen, Unterrichts und Medi inal⸗Angelegen⸗ 
heiten beſtimmen, daß der nach \ 420 der Deutſchen Sterſprozeß ordnung Ei 
derliche Sühneverſuch nicht von dem Schiedsmanne, fondern von einer anderen 
Vergleichsbehörde vorzunehmen ſei. 


Vierter Abſchnitt. 
Koſten und Stempel. 


$. 40. 


Die Verfügungen, Verhandlungen und Ausfertigungen des Schiedsmanns 

find koſten⸗ und ſtempelfrei. 

Die Stempelfreiheit der Verhandlungen erſtreckt ſich nicht: 

1) auf Rechtsgeſchäfte, welche an ſich ſtempelpflichtig find und als ein 
Beſtandtheil des Vergleichs in den letzteren 9 werden; 

2) auf Vergleiche, durch welche ein unter den Parteien bisher nicht in 
ſtempelpflichtiger Form zu Stande gekommenes Rechtsgeſchäft anerkannt 
oder im Weſentlichen aufrecht erhalten wird. 
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F. 41. 


Die Schiedsmänner ſind nicht verpflichtet, dafür zu ſorgen, daß die von 
ihnen aufgenommenen Verhandlungen rechtzeitig mit dem tarifmäßigen Stempel 
verſehen werden. Die Parteien haften für die rechtzeitige Verwendung deſſelben 
nach Maßgabe der Stempelgeſetze. Der Stempel iſt binnen zwei Wochen, vom 
Tage der Aufnahme der Verhandlung an, zu der Urſchrift derſelben beizubringen. 
Die Ertheilung von Ausfertigungen der Werhandhung iſt von der vorgängigen 
Verwendung des Stempels nicht abhängig. 

Die Schiedsmänner haben auf jeder von ihnen ertheilten Ausfertigung 
der 1 zu vermerken, ob und welcher Stempel zu der Urſchrift ver⸗ 
wendet iſt. 


$. 42. 


Schreibgebühren und baare Auslagen ſind dem Schiedsmanne ſofort zu 
entrichten. Derſelbe kann ſeine Thätigkeit von der vorherigen Entrichtung ab⸗ 
hängig machen. 


$. 43. 


Die 1 ſind für die Aufnahme der Anträge, ſowie für die 
Ausfertigungen und Abſchriften der Verhandlungen und Beſcheinigungen zu ent⸗ 
richten. Sie betragen mindeſtens fünfundzwanzig Pfennige und bei Schriftſtücken 
von mehr als zwei Seiten für jede folgende Seite zehn Pfennige. Jede an⸗ 
gefangene Seite wird voll berechnet. 


$. 44. 


Die Schreibgebühren und baaren Auslagen fallen der Partei zur Laſt, 
welche dieſelbe veranlaßt hat. Iſt jedoch ein Vergleich zu Stande gekommen oder 
die Vermittelung des Schiedsmanns von beiden Parteien nachgeſucht, ſo haftet 
für die Schreibgebühren und baaren Auslagen, welche bis zum Schluſſe der Ver⸗ 
handlung entſtanden ſind, jede Partei. 

Erforderlichenfalls werden dieſe Gebühren und Auslagen auf Antrag des 
Schiedsmanns von den Betheiligten ebenſo beigetrieben, wie die Gemeindeabgaben. 


$. 45. 


Die ſächlichen Koſten des Schiedsmannsamts fallen der Gemeinde 8 Laſt. 

In Bezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, werden die ſäch⸗ 
lichen Koſten auf die betheiligten Gemeinden nach dem Maßſtabe der Seelenzahl 
vertheilt. Den Gemeinden werden die ſelbſtſtändigen Gutsbezirke gleichgeachtet. 


$. 46. 


Die Geldſtrafen, welche in Gemäßheit dieſes Geſetzes zur Erhebung ge⸗ 
langen, fließen den Gemeinden zu, welche die ſächlichen Koſten zu tragen haben. 
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Fünfter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 47. 
Die Vorſchriften dieſes 8 welche ſich auf die Ausfertigung und Voll⸗ 
une der abgeſchloſſenen Vergleiche beziehen, finden auch auf Hohe Vergleiche 
nwendung, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes von einem Schieds⸗ 
manne zu Protokoll genommen worden find. 


$. 48. 


Die auf Grund der bisherigen Vorſchriften berufenen Schiedsmänner haben 
bis zum Ablaufe ihrer Amtsperiode ihre Thätigkeit in Gemäßheit des gegenwär⸗ 
tigen Suche jertauiehen. 

In denjenigen Landestheilen, in welchen das Inſtitut der Schiedsmänner 
bisher nicht eingeführt worden iſt, haben bis zum Amtsantritte der in Folge 

dieſes Geſetzes zu berufenden Schiedsmänner die Amtsgerichte die Geſchäfte der 
eee e bei Beleidigungen (F. 420 der eg wahrzu⸗ 
nehmen. 
$. 49. ah 


Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
in Pe Mit 5 Ausführung werden der Juſtizminiſter und der Mini 2 858 
Innern beauftragt. a 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 29. März 1879. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr. 8643.) Geſetz, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeßordnung 
und Deutſchen Strafprozeßordnung. Vom 31. März 1879. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Titel. 
Buͤrgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


8 


Die vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Ciwilprozeßordnung anhängig 
gewordenen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden, inſoweit nicht in dem gegen⸗ 
Aigen Geſetze etwas Anderes beſtimmt ift, nach den bisherigen Vorſchriſten 
erledigt. 

Als anhängig geworden im Sinne des vorſtehenden Abſatzes ſind diejenigen 
Prozeſſe anzuſehen, in welchen vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Ewilprozeh⸗ 
ordnung die Einreichung der Klage, in den Bezirken des Appellations erichtshofes 
* Coln und des Appellationsgerichts zu Celle die Zuſtellung oder Behändigung 
er Klage erfolgt iſt. Bei öffentlichen Zuſtellungen oder Ladungen genügt die 
theilweiſe Ausführung vor dem erwähnten Zeitpunkte. 


$. 2. 

Zuſtellungen in bürgerlichen Rechtsſtreiti keiten, welche nach den bisherigen 
Vorſchriften 5 5 werden, erfolgen unter Pe Anwendung der $$. 152 
bis 159, 165 bis 174, 176 bis 189 der Deutſchen Civilprozeßordnung. 

Die Auseinanderſetzungsbehörden können ſich an Stelle der Gerichtsvoll⸗ 
ieher anderer Beamten zur > von Zuſtellungen bedienen; geſchieht dieſes, 
5 finden die Vorſchriften der $$. 156, 172 bis 174 der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
1 nicht Anwendung. f 

nberührt bleibt die beſtehende Verpflichtung der Gerichte, Zuſtellungen und 
Dee von Amtswegen zu betreiben. N a 

Zuſtellungen durch die Post find, ſofern das Schriftſtück vor dem Inkraft⸗ 
treten der Deutſchen Civilprozeßordnung zur Poſt gegeben iſt, auch gültig, wenn 
ſie nach Maßgabe der bisherigen Bortihriften bewirkt werden. Daſſelbe gilt für 
hahn 3 ellungen, ſofern fie vor dem erwähnten Zeitpunkte theilweiſe aus⸗ 
geführt ſind. 


$. 3. 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, welche nach den bisherigen Vorſchriften 
erledigt 5 finden die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung aber 
die Berechtigung zur Verweigerung eines Zeugniſſes ($$. 348 bis 350), über 


* 


F 


5 und ern von Zeugen und Sachverſtändigen ($$. 341, 
347, 356, 357, 359 bis 363, 375), über die zur . eines Zeugniſſes 
oder — zuläſſigen Maßregeln ($$. 345, 355, 374) und über das 
—.— ei der Abnahme von Eiden ($$. 441 bis 446) entſprechende An⸗ 
wendung. 

$. 4. 


Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln findet die Drittoppoſition 
nicht mehr ſtatt, mag das Urtheil vor oder ke dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erlaſſen ſein. 8 5 


Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes 5 Cöln iſt in bürgerlichen Rechts⸗ 
ftreitigfeiten eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft, ſoweit dieſelbe nach den 
beſtehenden Vorſchriften als Nebenpartei zur Mitwirkung berufen iſt, nicht mehr 
erforderlich. Auf Eheſachen und Entmündigungsſachen findet dieſe Vorſchrift 
keine Anwendung. 

$. 6. 


Im Bezirke des Appellationsgerichts zu Celle iſt ein vor dem Inkraft⸗ 
treten der Deutſchen ee beantragtes Mahnverfahren nach den 
Vorſchriften der $$. 633 bis 643 der Deutſchen W zu erledigen, 
ſofern nicht vor jenem Zeitpunkte gegen den Zahlungsbefehl Widerſpruch er⸗ 
hoben iſt. 

§. 7. 

Für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, welche nach den bisherigen Vorſchriften 
erledigt werden, treten an die Stelle der im §. 12 Nr. 2 bis 6 des Ausführungs⸗ 
eſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 1 
enen 9 5 die neu zu bildenden Landesgerichte nach Maßgabe der in den 
K. 8 bis 11 enthaltenen Vorſchriften. 


$. 8. 


Für die Geſchäfte des Gerichts erſter Inſtanz treten an die Stelle der 
Einzelrichter die Amtsgerichte, an die Stelle der Kollegialgerichte die Civilkammern 
der Landgerichte. Soweit Kammern für Handelssachen ebildet werden, treten 
dieſe für Re itigkeiten, welche bisher durch das Kollegium zu erledigen 
waren, an die Stelle der Rheiniſchen Handelsgerichte, der Kommerz⸗ und Admi⸗ 
ralitätskollegien in 0 und Danzig und der Gerichtsabtheilungen für 
See⸗ und Hendelsſachen in Stettin, Memel und Elbing. 


7 


8. 


Für die Geſchäfte des Gerichts zweiter Inſtanz treten an die Stelle der 
Appellationsgerichte die Civilſenate der Oberlandesgerichte, an die Stelle der 
(Nr. 8643.) 


die Verpflichtung zur Erſtattung eines Gutachtens ($$. 372, 373), über die 


übrigen, die Gerichtsbarkeit in zweiter Inſtanz ausübenden Kollegialgerichte die 
Civilkammern der 1 

Im Bezirke des Appellationsgerichts zu Celle a die Entſcheidungen, 
welche im $. 8 Nr. IV des Geſetzes vom 31. März 1859 den großen Senaten 
der Obergerichte zugewieſen ſind, unter Mitwirkung von fünf Mitgliedern ein⸗ 
ſchließlich des Vorſitzenden. 


$. 10. 


Soweit die Appellationsgerichte zu Celle und Frankfurt a. M. nach den 
bisherigen Vorſchriften als Gerichte dritter Inſtanz zuſtändig ſind, treten an die 
Stelle derſelben die Civilſenate der Oberlandesgerichte. 


K. 11. 


Wird der bisherige Bezirk eines Gerichts mehreren in Gemäßheit der 
$$. 8 bis 10 an deſſen Stelle tretenden Gerichten zugetheilt, jo geht der Rechts⸗ 
ſtreit auf dasjenige der mehreren Gerichte über, zu deſſen Bezirk der Sitz des 
in erſter Arm mit der Sache befaßt geweſenen Gerichts ag Auf überein- 
ſtimmenden Antrag der Parteien kann jedoch der Rechtsſtreit an ein anderes der 
mehreren Gerichte abgegeben werden. 

Im Sinne der vorſtehenden Beſtimmungen gelten im Bereiche der Ver⸗ 
ordnung vom 2. Januar 1849 die Gerichtskommiſſionen als ſolche Gerichte, 
welche in erſter Inſtanz mit der Sache befaßt geweſen ſind, auch dann, wenn 
die bei ihnen anhängig gewordenen Sachen bereits an das Kollegialgericht ab⸗ 
gegeben waren. 


w 
DI 
15 


N 


9. 12 


Für die Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage gegen Endurtheile, welche in 

8 einem nach den bisherigen Vorſchriften verhandelten Rechtsſtreit erlaſſen find 

5 (F. 20 des Einführungsgeſetzes zur Deutſchen Civilprozeßordnung), iſt ausſchließ⸗ 

lich zuſtändig das Gericht, welches in dem Rechtsstreit erkannt hat, und zwar: 

wenn ein in dritter Inſtanz erlaſſenes Urtheil auf Grund des $. 542 oder des 

$. 543 Nr. 4, 5 der Deutſchen Civilprozeßordnung angefochten wird, das Gericht 

dritter Inſtanz; wenn außer dieſem Falle ein in höherer Inſtanz erlaſſenes Ur⸗ 

theil allein oder mit anderen Urtheilen angefochten wird, das Gericht zweiter 

Inſtanz; in allen anderen Fällen das Gericht erſter Inſtanz. Iſt das . 

; bereits vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung erlaſſen, fo finden 
| die $$. 8 bis 11 entſprechende Anwendung. 


3 125 
e u, a gi, Auf das Verfahren der Zwangsvollſtreckung in das . Vermögen 
f 98 aus Entſcheidungen, Anerkenntniſſen und Mandaten (Zahlungs hir / une 
. in einem nach den bisherigen Vorſchriften erledigten Verfahren erfolgt ſind, ein⸗ 

e 4877 907m ſchließlich ſolcher Entſcheidungen, welche den Arreitbefehlen und einſtweillgen Ver: 


222 


* R FF 
. 
814 der Deutſchen Civilprozeßordnung) entſprechen, ferner 


fü len ($$. 796 

aus Urkunden, welche vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung 

errichtet ſind, finden die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung, die 

®: 12, 16, 17 des Ausführungsgeſetzes zur Deutſchen Civilprozeßordnung, der 
32 der Schiedsmannsordnung und der $. 162 des Deutſchen Gerichtsverfaffungs⸗ 

geiebes entſprechende Anwendung, inſoweit nicht in den $$. 14 bis 34 etwas 
nderes beſtimmt iſt. 


$. 14. 


Die Vollſtreckbarkeit der im $. 13 bezeichneten Schuldtitel, ſowie die Zu⸗ 
läſſigkeit von Einwendungen, welche den vollſtreckbaren Anſpruch ſelbſt betreffen, 
beſtimmt ſich nach den bisherigen Vorſchriften. 


$. 15. 


Sind vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnun Gegenſtände 
des beweglichen Vermögens, einſchließlich der Früchte auß dem Halm, im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder des Arreſtes, einſchließlich der saisie-arret, mit 
Beſchlag belegt oder gepfändet, ſo erfolgt die Fortſetzung und Erledigung des 
Verfahrens nach den bisherigen Vorſchriften. 

Die den Gerichten zuſtehende Leitung der Zwangsvollſtreckung erfolgt durch 
das Amtsgericht, in deſſen Bezirk die Zwangsvollſtreckun ſtattfindet. An Stelle 
der bisher zuſtändigen Vollſtreckungsbeamten treten die erichtsvollzieher. 

Inſoweit nach den bisherigen Vorſchriften der Gläubiger zur Geltend⸗ 
machung einer mit Arreſt belegten oder gepfändeten Forderung der Ueberweiſung 
derſelben bedarf, erfolgt die Ueberweiſung nach den Vorſchriften der Deutſchen 


Civilprozeßordnung. 


$. 16. 


Die nach den bisherigen Vorſchriften erlaſſene Anordnung der Haft iſt 
von Amtswegen aufzuheben, ſoweit die Haft nach den Vorſchriften der Deutſchen 
Civilprozeßordnung nicht zuläſſig iſt. 

Die Beſchlagnahme oder Pfändung von Gegenſtänden, welche nach den 
Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung der Pfändung nicht unterworfen 
ſind, Y auf Antrag des Schuldners aufzuheben, die Beſchlagnahme oder Pfän⸗ 
dung fortlaufender Einkünfte jedoch nur, inſoweit dieſelben auf die Zeit nach 
Einführung der Deutſchen Civilprozeßordnung fallen. Vor der Entſcheidung iſt 
der Gläubiger zu hören. 


$. 17. 


Iſt im Geltungsbereiche der Allgemeinen Gerichtsordnung, der Verordnung 
vom 21. Juli 1849 und der Verordnung vom 24. Juni 1867, ſowie im Be⸗ 
‚er des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M. und im Kreiſe Herzogthum 

enburg vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung die Voll 
(Nr. 8643.) 


— 336 — 
ſtreckung einer Exekution oder die Vollziehung eines Arreſtes in bewegliche körper⸗ 
liche Sachen oder die Haft beantragt, ſo Ga die wih zun der beantragten 


Vollſtreckungsmaßregel durch das an die Stelle des bisher zuſtändigen Gerichts 
tretende Gericht (§F. 8 bis 11) nach den bisherigen Vorſchriften, die usführung 
der angeordneten Maßregel auf Grund des richterlichen Exekutionsbefehls oder 
des an ein anderes Gericht erlaſſenen Erſuchungsſchreibens nach den Vorſchriften 
der Deutſchen Civilprozeßordnung. 

Der . iſt durch den Gerichtsſchreiber zu beauftragen, ſofern 
der Gläubiger nicht ſelbſt einen Auftrag ertheilt. Der von dem Gerichtsſchreiber 
beauftragte Gerichtsvollzieher gilt als von dem Wie beauftragt. 

Der Exekutionsbefehl oder das e en vertritt die Stelle der 
vollſtreckbaren Ausfertigung des Schuldtitels. Die $$. 671, 672 der Deutſchen 
Civilprozeßordnung finden keine Anwendung. ü 


$. 18. 


N Iſt in einem der im F. 17 bezeichneten Rechtsgebiete vor dem Inkrafttreten 
der Deutſchen Civilprozeßordnung die Beſchlagnahme oder Ueberweiſung einer 
Forderung oder eines anderen Vermögensrechtes beantragt , jo erfolgt die Ver⸗ 
fügung auf den Antrag und die Erledigung derſelben, ſowie die Erledigung einer 
bereits erlaſſenen, aber noch nicht zur Ausführung gelangten Verfü ung, dur 
das an die Stelle des bisher zuſtändigen Gerichts tretende Gericht N bis 11 
a den bisherigen Vorſchrißten Durch die Zuſtellung an den Drittſchuldner 
wird die Pfändung der Forderung mit den im H. 709 der Deutſchen Civi togehr 
ordnung bezeichneten Folgen bewirkt. Die durch eine Ueberweiſung eintretenden 
ſonſtigen Folgen werden hierdurch nicht berührt. 

Iſt vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung die Ermächti⸗ 
gung zur Einklagung einer Forderung, welche die Herausgabe oder Leiſtung 
eweglicher körperlicher Sachen zum Gegenſtande hat, oder die Beſchlagnahme 
einer ſolchen Forderung verfügt worden, ſo erfolgt die Ablieferung des Gegen⸗ 
ſtandes der Forderung an einen von dem Gläubiger u beauftragenden Gerichtd- 
vollzieher, die Verwerthung der Sache nach den orſchriften der Deutſchen 
Civilprozeßordnung über die Verwerthung gepfändeter Sachen. 


$.19. 


In den im $.17 bezeichneten Rechtsgebieten iſt die vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung von Entſcheidungen, Anerkenntniſſen und Mandaten (Jahlungsbefehlen), 
welche in einem nach den bisherigen Vorſchriften erledigten Verfahren erfolgt 
find, und von gerichtlichen Vere 25 5 über rechtshängige Gegenſtände, ehe 
vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung abgeſchloſſen ſind, von 
dem Gerichtsſchreiber des Gerichts erſter Inſtanz oder des an die Stelle deſſelben 
tretenden Gerichts N 8, 11) zu ertheilen. Die Ertheilung darf nur erfolgen, 
ſoweit die Zwangsvollſtreckung nach 1 der bisherigen Vorſchriften zuläſſig 
iſt. Die Anwendung der $$. 664 bis 667, 669 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


— AR An nr 
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Bei Ertheilung der vollſtreckbaren en, hat der Gerichtsſchreiber 
die Zuſtellung des vollſtreckbaren Schuldtitels an den Schuldner, ſofern dieſelbe 
erfolgt iſt, ia beſcheinigen. 

Beantragt die Parte, zu deren Gunſten bereits vor dem Inkrafttreten der 
Deutſchen Civilprozeßordnung die Exekution verfügt und noch nicht erledigt war, 
die Ertheilung einer vollſtreckbaren Ausfertigung, fo findet der $. 669 der 
Deutſchen Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 
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Soweit im Geltungsbereiche der Allgemeinen 5 der Ver⸗ 
ordnung vom 21. Juli 1849 un der eu vom 24. Juni 1867, ſowie 
ö im Kreiſe Herzogthum Lauenburg das Rechtsmittel der Reſtitution, des Rekurſes, 
der Appellation oder der Nichtigkeitsbeſchwerde, oder im en des Appellations⸗ 
gerichts zu Frankfurt a. M. das Rechtsmittel der Provokation, der Appellation 
oder der Oberappellation gegen eine Entſcheidung noch zuläſſig, oder Eee 
und noch nicht erledigt ift, darf eine vollſtreckbare Wie e der Entſcheidung 
nur auf Anordnung des Gerichts ertheilt werden. Vor der Entſcheidung kann 
der Schuldner gehört werden. Die Anordnung iſt in der Vollſtreckungsklauſel 

zu erwähnen. 
Der Gerichtsſchreiber hat den Schuldner von der Ertheilung der vollſtreck⸗ 


baren Ausfertigung in Kenntniß zu ſetzen, wenn die Entſcheidung, durch welche 


dieſelbe angeordnet wurde, nicht verkündet iſt. 


. 


K. 21. 


ö Wenn in Prozeſſen, welche nach den bisherigen Vorſchriften verhandelt 

werden, ein borläung vollſtreckbares Urtheil durch ein Urtheil höherer Inſtanz 
abgeändert, vernichtet oder aufgehoben iſt, ſo Er die a zur 
Wiedererſtattung des auf Grund des vorläufig vollſtreckbaren Uxtheils Gegebenen 
oder Geleifteten, ſoweit ſolche bisher zuläffig war, auf Grund eines von dem 
Prozeßgericht erſter Inſtanz nach Maßgabe der bisherigen Vorſchriften zu erlaſſen⸗ 
den Exekutionsbefehls unter entſprechender Anwendung des §. 17. 


| 
| 
$. 22. 
\ Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln ſind die Urtheile, welche 
in einem u. den bisherigen Vorſchriften verhandelten Rechtsſtreit erlaſſen find, 
inn der durch die bisherigen Vorſchriften beſtimmten Form auszu ertigen. Daſſelbe 
gilt für die vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung notariell 
aufgenommenen Urkunden und gerichtlich aufgenommenen Ver leiche. Die nach 
den bisherigen Vorſchriften ertheilten Ausfertigungen ſolcher Urtheile und Urkunden 
vertreten, ſoweit fie vollſtreckbar find, die Stelle der vollſtreckbaren Ausfertigung. 
An Stelle der $$. 664 bis 667, 669, 671 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
kommen die entſprechenden bisherigen Vorſchriften zur Anwendung. 

Gef. Samml. 1879. (Nr. 8643.) 48 
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F. 23. 


Ein im Bezirke des Appellationsgerichts zu Celle nach den bisherigen Vor⸗ 


ſchriften für vollſtreckbar erklärter Zahlungsbefehl und eine in dieſem Bezirke vor 
dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung ertheilte vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung einer Entſcheidung oder einer Urkunde gilt als vollſtreckbare Ausfertigung 
nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung. 


$. 24. 


In den im H. 17 bezeichneten Rechtsgebieten findet das Verfahren über die 
Rechtfertigung eines Arreſtes nach den bisherigen Vorſchriften ſtatt, ſofern der 
Antrag auf Erlaß des Arreſtbefehls bereits vor dem Inkrafttreten der Deutſchen 
Civilprozeßordnung geſtellt war. 

Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln finden auf ein Prozeß⸗ 
verfahren behufs n eines Arreſtes oder einer Beſchlagnahme 
Artikel 557, 558, 819, 820, 822, 826 der Rheiniſchen Civilprozeßordnung) die 

orſchriften der Deutſchen Civilproze 1 Anwendung, ſofern nicht bereits 
vor dem Inkrafttreten derſelben die Klage erhoben iſt. 

Im Bezirke des Appellationsgerichts zu Celle finden zum Zwecke der Auf⸗ 
hebung des Arreſtes oder einer einſtweiligen ee welche ohne vorheriges 
Gehör des Gegners erlaſſen find, die $$. 804, 805 der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung Anwendung, ſofern nicht bereits vor dem Inkrafttreten derſelben eine 
Gegenvorſtellung Eh iſt. 


. 25. 


Die fernere Pfändung von Gegenſtänden des beweglichen Vermögens, 
welche vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung in Beſchlag 
enommen, gepfändet oder überwieſen ſind, erfolgt nach den Vorſchriften der 

71 1 Civilprozeßordnung. Die Abſchrift des Protokolls über die fernere 
Pfändung beweglicher körperlicher Sachen iſt, wenn die Zwangsvollſtreckung durch 
das Gericht geleitet wird, dem letzteren einzureichen. 

Im Falle der ferneren Pfändung von Forderungen oder anderen Ver⸗ 
mögensrechten finden die $$. 750 bis 753 der Deutſchen Cwilprozeßordnung und 
der §. 17 des Ausführungsgeſetzes zu derſelben Anwendung. 


§. 26. 


Die $$. 750 bis 753 der Deutſchen e en und der §. 17 des 
Ausführungsgeſetzes zu derſelben finden auch dann Anwendung, wenn die Theil⸗ 
nahme mehrerer Gläubiger an der Zwangsvollſtreckung in eine Forderung durch 
eine vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung erfolgte Beſchlag⸗ 
nahme oder Ermächtigung zur Einklagung der Forderung oder durch den 
Beitritt eines Gläubigers Ei dieſen Maßregeln hergeſtellt ift. Die Beſchlagnahme 
und der Beitritt zu derſelben ſtehen der Pfändung, die Ermächtigung zur Ein 
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klagung und der Beitritt zu derſelben ſtehen der Ueberweiſung im Sinne der 
erwähnten Vorſchriften der Civilprozeßordnung gleich. 
N Die Beſtimmungen des $. 753 Abſ. 1, 3 bis 5 finden jedoch keine An⸗ 
wendung, wenn die Klage gegen den Drittſchuldner vor dem Inkrafttreten der 
Deutſchen e anbängig geworden iſt. 
Die nach F. 750 der Deutſchen apache zus erforderliche Anzeige iſt 
dem nach $. 29 für das Vertheilungsverfahren zuſtändigen Gerichte zu erſtatten. 


1 
9. 
ke 


3 


> 


3 

3 

$. 27. u 

Wird durch die Theilnahme mehrerer Gläubiger an einer Vollſtreckungs⸗ 10 
maßregel ein Vertheilungsverfahren nothwendig, fo finden die FF. 758 bis 768 N 
der Deutſchen Civilprozeßordnung Anwendung, ſofern das Vertheilungs⸗ (Diſtri⸗ A 
butions⸗, Prioritäts⸗) Verfahren nicht bereits vor dem Inkrafttreten der Deutſchen 1 
Civilprozeßordnung eröffnet worden iſt. u 
Im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln tritt die Anwendung der N 
bezeichneten Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung ein, ſofern vor dem 9 
Inkrafttreten derſelben die Ernennung eines Ri terkommiffars nach Maßgabe des 1 
Artikels 658 der Rheiniſchen Civilprozeßordnung noch nicht ſtattgefunden hat. 1 

$. 28. a 


1 


Vertheilungsverfahren über Beſoldungen oder andere an die erſon des Schuldners 4 
ebundene fortlaufende Einkünfte iſt nur rückſichtlich der Einkünfte des laufenden . 
alenderjahres nach den bisherigen Vorſchriften fortzuſetzen. Ein Beitritt zu der Yun me. 

erfolgten Beſchlagnahme findet nach dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeß⸗ . m. nn 

ordnung nicht mehr ſtatt. Eine nachher 1 Pfändung der Einkünfte hat Be 7 

neben den Wirkungen der Pfändung auch die Wirkung des Beitritts zu dem hg 

eröffneten Verfahren, inſoweit derſelbe nach den bisherigen Vorſchriften zuläſſig iſt. e, ee, 
, di. 


ba 


Ein vor dem Inkrafttreten der Deutſchen ein die eon det eröffnetes 1 Pe 


Hz. 


un 


n 


3 


t $. 29. 

Für ein nach den bisherigen Vorſchriften fortzuſetzendes . 
Diſtributions⸗, Prioritäts⸗) Verfahren iſt das Amtsgericht, im Bezirke des 
ppellationsgerichtshofes zu Cöln das Landgericht Müden ch u deſſen Bezirk 8 
der Sitz des nach den bisherigen Vorſchriften zuſtändigen Gerichts gehört. 4 

In einem ſolchen Verfahren kann die in den bisherigen Vorſchriften be⸗ 7 


r 


Er Befugniß, ſich nach der Eröffnung des Verfahrens an demſelben zu 1 
etheiligen, auch nach dem Inkrafttreten der Deutſchen Civilprozeßordnung aus⸗ l 
geübt werden. 2 
. ; 
J $. 30. b 


Sind in einem nach den bisherigen Vorſchriften zu behandelnden Verthei⸗ 
lungsverfahren Streitpunkte im Wege des Prozeſſes * Erhebung einer beſon⸗ 
Nr. 8643.) 
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deren Klage zu erledigen, ſo beſtimmt ſich die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte 
Geß den bisherigen Vorſchriften unter Anwendung der $$. 8 bis 11 dieſes 
eſetzes. 


$. 31. 


Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über die . 
Beſchränkung und Aufhebung der „ owie über die Geltend⸗ 
machung von Einwendungen, welche die Zwangsvo 1 betreffen, finden 
auch dann Anwendung, wenn die Zwangsvollſtreckung im Ue 
5 5 Vorſchriften zu erledigen iſt. 

ie Vorſchriften der Rheiniſchen Civilprozeßordnung über die Einſtellung 
der Zwangsvollſtreckung auf Grund der Einlegung eines Rechtsmittels kommen 
neben den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung zur Anwendung. 


brigen nach den 


$. 32. 


Rechte, welche ein Gläubiger vor dem Inkrafttreten der Deutſchen Civil⸗ 
Pee durch Beſchlagnahme, Pfändung oder Ueberweiſung erlangt hat, 
bleiben in Kraft auch gegenüber einer Pfändung, welche binnen zweier Jahre 
nach dieſem Zeitpunkte bewirkt wird. Der Gläubiger, für welchen die ſpätere 
Pfändung erfolgt iſt, hat gegenüber jenem Gläubiger diejenigen Rechte, welche 
er erlangt haben würde, wenn die Pfändung nach den bisherigen Vorſchriften 
asl mere oder als Beitritt oder Anſchluß zu der bene Maßregel 
erfolgt wäre. 

n den Landestheilen, in welchen vor dem Inkrafttreten der Deutſchen 
Civilprozeßordnung nach dem bisherigen Rechte durch die Pfändung ein Pfand⸗ 
recht begründet iſt, gewährt dieſes Pfandrecht dem Gläubiger die im $. 709 der 
Deutſchen Ewiſprezeh ordnung bezeichneten Rechte. ; 


$. 33. 


„Die Uebergangsbeſtimmungen für die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen werden durch beſonderes Geſetz getroffen. 


$. 34. 


Entmündigungsſachen und ge Aufgebote find nach den bisherigen 
Vorſchriften zu erledigen, wenn vor dem Jutrafttreten dieſes Geſetzes das Ver⸗ 
fahren beantragt war. 

Aufgebote zum Zwecke der Kraftloserklärung von Urkunden, ſofern ſie nach 
den bisherigen Vorſchriften außergerichtlich ſeatffnden „ſind nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften nur dann zu erledigen, wenn eine öffentliche Bekanntmachung des Auf— 
gebots bereits erfolgt iſt. 
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Zweiter Titel. 
Strafſachen. 


$. 35. 


Die vor dem Inkrafttreten des Deutſchen Gerichtsverfaſſungs an bei den 
aufgehobenen Gerichten anhängig gewordenen Strafſachen gehen, 0 ern für das 
weitere Verfahren die Borfeheiften der Deutſchen e ee und des 
Forſtdiebſtahlsgeſetzes vom 15. April 1878 Anwendung finden, auf die ordent⸗ 
lichen Gerichte nach Maßgabe der denſelben beigelegten Zuſtändigkeit über. Die 
Ueberweiſung von Strafſachen an die Schöffengerichte in Gemäßheit des §. 75 
des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes kann auch dann erfolgen, wenn das 
Hauptverfahren vor dem Inkrafttreten des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
eröffnet worden iſt. 

Inſoweit für das weitere 1 A 1 die bisherigen Vorſchriften maßgebend 
ſind, kommen die & 8, 9, $.11 Abſ. 1 dieſes Geſetzes zur entſprechenden An⸗ 
wendung. Die Gerichte ee Inſtanz entfcheiden in der Be etzung mit der 
durch die bisher geltenden Beſtimmungen vorgeſchriebenen Anzahl von Mitgliedern. 


$. 36. 


Auf das Verfahren bei nicht öffentlichen Zuſtellungen in Strafſachen, welche 
nach den bisherigen Geſetzen 2 werden, finden die $$. 37, 38, 41 der 
Deutſchen e Anwendung. 

Zuſtellungen durch die Poſt ſind, 5 Re das Schriftſtück vor dem Inkraft⸗ 
treten der Deutſchen Strafprozeßordnung zur Poſt gegeben iſt, auch gültig, wenn 
ſie nach Maßgabe der bisherigen Vor christen bewirkt werden. 


$. 37. 


In Strafſachen, welche nach den bisherigen Vorſchriften verhandelt werden, 
finden die Vorſchriften der Deutſchen Strafprozeßordnung über die Berechtigung 
5 Verweigerung eines Zeugniſſes $ 51 bis 55), über die Verpflichtung zur 

ſtattung eines Gutachtens (8 75, 76), über die Vernehmun und Beeidigung 
von Zeugen und Sachverſtändigen ($$. 49, 56 bis 64, 66 bis 71, 79, 80), über 
die put Erzwingung eines Jeugniſſes oder Gutachtens zuläſſigen Maßregeln 
$. 50, 69, 7, über die Beſchlagnahme und 132 ra ſowie über die 


erhaftung und vorläufige Feſtnahme ($$. 93 bis 132) entſprechende Anwendung. 


$. 38. 


Wird in Strafſachen, welche nach den bisherigen Vorſchriften verhandelt 
ſind, die Wiederaufnahme des durch . es Urtheil geſchloſſenen Ver⸗ 
fahrens beantragt, jo ift für die Entſcheidung über den Antrag, ſowie für die 

(Nr. 8643.) 
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Verhandlung und Entſcheidung in dem wieder aufgenommenen Verfahren das⸗ 
jenige Gericht zuſtändig, welches zuſtändig fein würde, wenn das frühere Ver⸗ 
fahren auf Grund der Vorſchriften der Deutſchen Strafprozeßordnung, des 
Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der zur Ausführung derſelben erlaſſenen 
Landesgeſetze ſtattgefunden hätte. Wird das Urtheil des 8 erichts in 
einer Sache angefochten, in welcher nach den Vorſchriften der Deutſchen Straf 
1 ie Berufung nicht ſtattfindet, ſo iſt das Gericht erſter Inſtanz 
zuſtändig. 8 


$. 39. 


Die bisherigen Vorſchriften über die Friſt für die Einlegung des Einſpruchs 
gegen einen richterlichen Strafbefehl finden auf die vor dem Inkrafttrelen der 

eutſchen Strafprozeßordnung erlaſſenen Strafbefehle Anwendung, mag die Zu⸗ 
ftellung des Befehls vor oder nach jenem Zeitpunkte erfolgt ſein. 


$. 40. 


Für das gerichtliche Verfahren bei der Stracvouſtraömg ($$. 483, 494 
der Deutſchen Strafprozeßordnung) aus Urtheilen, welche von den . 
Gerichten erlaſſen find, iſt in den bisher zur Zuſtändigkeit der Einzelrichter ge⸗ 
Härten Sachen das Amtsgericht, in allen anderen Sachen das Landgericht zu⸗ 
ſtändig. Die Vorſchrift im erſten Satze des $. 11 dieſes Geſetzes nde ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


g. 41. 


Tritt ein 5 Gemäßheit der Vorſchriften der Artikel 34 bis 45, 50 des 
Se vom 3. Mai 1852, des F. 9 des Geſetzes vom 25. April 1853, betreffend 
die 1 des Kammergerichts zur Unterſuchung und Entſcheidung wegen 
der Staatsverbrechen, der Artikel 465 bis 478 der Rheiniſchen Stra e 
oder der $$. 453 bis 460 der Strafpro n vom 25. Juni 1867 erlaſſenes 
vorläufiges Strafurtheil in Folge der Selbſtgeſtellung oder Haftnahme des Ver⸗ 
urtheilten außer Kraft, ſo hat das nach Vorſchrift des $. 40 für das gerichtliche 
Verfahren bei der Strafvollſtreckung zuſtän ige Gericht die Einftellung der 
letzteren anzuordnen und die Verhandlungen an as nach F. 35 Abſ. 1 für das 
weitere Verfahren zuſtändige Gericht abzugeben. 


$. 42. 


Inſoweit die Verfolgung von Beleidigungen und „ nach 
den bisherigen Vorſchriften im Wege des Civilprozeſſes ſtattfand, richtet ſich die 
ra eines anhängigen Verfahrens nach den Beſtimmungen der $$. 1, 2, 3, 
$. 35 5 2 dieſes Geſehes. 


| 9. 43. i 
Inſoweit nach den Beſtimmungen der Deutſchen Strafprozeßordnung die 
Vollſtreckung der Entſcheidungen nach den Vorſchriften über die Vollſtreckung der 
Entſcheidungen der Civilgerichte zu . en hat, finden auf eine vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes anhängig gewordene Vollſtreckung die im erſten Titel dieſe 
Geſetzes enthaltenen Vorſcheiten entſprechende Anwendung. a 


Dritter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 44. 


Die Gerichtsbarkeit für die Verhandlung und Entſcheidung derjenigen 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und 1 „ welche nach den bisherigen 
Prozeßgeſetzen von dem Obertribunal zu erledigen geweſen wären, wird durch ein 
beſonderes Geſetz geregelt, ſofern dieſe Gerichtsbarkeit nicht in Gemäßheit des 
$. 15 des Einführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichs- 
gericht übertragen wird. 

$. 45. 


In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und ine welche nach den bis⸗ 
2 en Vorſchriften zu erledigen = finden hinſichtlich der Gewährung der 
echtshülfe der Scheu und Sitzungspolizei, der Berathung und Ab⸗ 
immung und der Gerichtsferien die Vorſchriften der $$. 87 bis 91 des Aus⸗ 
ührungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 
Adee Anwendung. 
$. 46. 


Die vor dem Inkrafttreten des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes er- 
laſſenen Schreiben, durch welche ein Gericht um Rechtshülfe oder in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten um Zwangsvollſtreckun 81 wird, ſind zur weiteren Ver⸗ 
anlaſſung an das Amtsgericht, in deſſen Bezirk die Amtshandlung vorgenommen 
werden ſoll, abzugeben. 

$. 47. 


Auf die im $. 19 Nr. 1, 3 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen 
Geridtöverfoffungdgeiee vom 24. April 1878 bezeichneten Rechtsſtreitigkeiten finden 
nur die Vorſchriften der $$.2, 3, 44, auf die im $. 19 Nr. 2 jenes Geſetzes 
bezeichneten Rechtsſtreitigkeiten nur die Vorſchriften der $$. 2, 3, 9, 9, 11, 44 
des gegenwärtigen Geſetzes Anwendung. 


§. 48. 


Die Beſtimmun en der $$. 1 bis 47 treten gleichzeitig mit dem Deutſchen 
Gericht verfaſungsgeſehe in Kraft. ge 0 
(Nr, 8643.) 
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In anhängigen Sachen können ſchon vor diefem Zeitpunkte Ladungen vor 
diejenigen Landesgericht erfolgen, welche an die Stelle der aufgehobenen Gerichte 
treten. In Strafſachen beſtimmt ſich die in ſolche Ladungen aufzunehmende 
Verwarnung, ſofern nach dem Inkrafttreten des Deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
bel ge die neuen Prozeßgeſetze zur Anwendung kommen, nach den Vokſchriften 
er letzteren. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 31. März 1879. 
(L. S.) Wilhelm. 
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